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Fir das Nachschlagewerk!
(Zur Verdi’fentllchung')
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Gesetz: HéfeO §§ 7 Abs 1, 17o I'VO § 23 A'bB 20

Rechtssatz: 1.) Durch AbschluB ‘eines Hofﬁhergabever §N‘.
- trages ist der Hafeigentﬂmer gehinp 34;“
dert, nech einen weiteren ﬁbergabea ~5§15T%
vertrag nit einer anderen Person zuE

schlieBen,

2.) Im Verfahren betr. Gen.ehmgung eihe
*fritherén ﬁbergabevertrages ist der-

Uvertragsnehmer’ sus einem spiteren ' ;
ﬂbergabevertrag nicht beschwerdebe~ §

raohtj_gt. T ' S ‘
Aktenzeichen: YV ‘Blw 38/51 ‘ AG  Werne s
Beschlu8 des BGH vom 19, Februar 1952  OLG Hamm - = '
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In der I.andmrtschaftssache o

1, des Landwirts Heinrich H- in B-H-
D, -

H

2. des Landwirts Heinrich _ in-»_-H-
Ol &

H
' Antragsgegner,’ Beschwerdé- und ’Rechtsbeschwerdefuhrer,
~zu 1) vertreten -durch die Rechtsanwdlte - und
Dr. in Wapp -

-zu 2} vertreten durch die Rechtsanwalte Er.‘ I,

Dr. und Dr. II in

.. [OE I SN

den Landwirt Bernhard RSN ir He @D, Bo_'StraBe.,

Antragsteller, Beschwerde- und Rechtsbeschwerdegegner,
~-vertreten durch Rechtsanwalt i V-
" wegen Genehmigung ifon" Ho%tesﬁbérgabevertrage_n
hat der V. Zivilsenat des Bundesgerichtahofs als Senat
fiir Landwirtschaftssachen in der Sitzung vom 19.Pebruar
1952 unter llitvn.rkung des Senatsprés:.denten Prof. ’
Dr. Pritsch, der Bunidésrichter DIr. Hiickinghaus und
Dr. Tasche sowie der Obersten Landwirtschaftsrichter
Berger und Filter o

beschlossen:

Die Reehtsbeschwerden gegen den BeschluB des
10. Zivilsenats des Oberlandesgerichts in Hamm vom
11. April 1951 werden guriickgewiesen, und zwar, so-
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Matthias Prinz

Rechtsanwalt wWww.prinz.law

weit sie sich geéen die Erteilung der Genehmigung
zur Auflassung an den Antragsteller richten, mit
der MaBgabe, daB die sofortlgen Beschwerden beider
Antragsgegner gegen den BeschluB des Amtsgerichts
in Werne vom 11, Oktéber 1950 in diesem Umfange
als unzuléssig verworfen werden;

Die Antragsgegner haben die Kogten des Rechts-
beschwerdeverfahrens zu tragen und dem Antragsteller
die auBerhalb des Rechtsbeschwerdeverfahrens ent,-
standenen Kosten zZu erstatten. : .

. . v

Der Antragsgegrier zu ‘2 ist Eigentiimer der im
Grundbuch von Ho@® Bd 21 Bl“'éiﬁgetragenen land-
wirtschaftlichen Besitzung, die 7, 86 he groB ist und
einen Binheitswert von 9500 DM hat,’ Die Besitzung

* war friiher Erbhof und ist jetzt Hof im Slnne der Ho~

i

feordnung,

Durch Vertrag vom 22 7 1926 hat der Antragsgeg-.
ner zu 2 ‘sich verpflich‘l;et, an elnen der drei.Sthne
aus der ersten Ehe ‘seiner Ehefrau (aus der auBer den
Antragsteller und dem Antragsgegner Zu: 1 .noch ein
Sohn Wilhelm HEjll#vorhanden ist) dqmnéchst das
Eigentum am Hof zu ibertragen. Die Auswahl des Uber-

tragsnehmers sollte ihm freistehen. Er muBte i_iie Avg-’

wahl aber spétestens bis zur Vollendung seines 7P.Le-
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bensjahres (3.8.1947) treffen., Der Ubertragsnehmer hatte
ihm dann ein im. vertrag néher festgelegtel Altenteil zu.
gewahren. o SRS : . &-,.

Mit der Behauptung, der Antragsgegner zu 2 habe ihn
im Jahre 1945 als Ubertragsnehmer ausgewahlt, erhob der
Antragsteller gegen ihn Ende August 1947 Klage ‘auf EBin-
willigung in seine Eintragung als Elgenthmér und auf
Ubergabe dés Hofes., Vom Antragsgegneﬁ 201" begehrte er
mit derselben Klage ebenfalls Ubergabe des Hofes, weil
diedsem der An%ragsgegner zu' 2 im Frdhjahr 1947 den Hof
iibergeben habe. Die Klage gegen den AntragSgegner zu 1
wurde rechtskraftig abgew1esen, der Antragsgegner zu 2
aber (durch Urteil des OLG Hamm vom 31 '1.1949, 6 U 99/48,
und des Oberaten Gerlchtshofs fiir die Britische Zone vom
23.11.1949, II a 28 103/49) verurteilt, den Hof an‘den
‘"Antragsteller aufzulassen und darin einzuwilligen, daB
der Antragsteller als Eigentiimer eingetragen werde, so~
wie dem Antragsteller den Hof mit allem Zubehdr zu iiber~
geben; die Zwangsvollltreckuno wurde im Urteil vom

23,11.1949 fiir erst damn zu1a831g érklért, "wenn die nach

Artikel IV Abs 1 des Kontrollratsgesetzes llr 45 erfor-
derliche Genehmigung der Auflassung erteilt ist", Um, die-
se Genehmigung bittet der Antragsteller 'im gegenwdirtigen,

s
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von ihm im April 1950 beim Landwirtschaftsgericht anh#ngiyg
gemachten Verfahren, Die Antragsgegner sind diesem Verlan-
gen entgegengetreten und haben um Genehmigung eines zwi-

schen ihnen am 25,2. 1947 abgeschlossenen Ubergabevertrages

gebeten. P R T I

Das Amtsgericht hat dem Antrag des Antragstellers
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stattgegeben und den Antrag der Antragsgegner abgelehnt.
Die sofortige Beschwerde der Antragsgegner, mit der sie
ihre Antrige aus dem ersten Rechtszig weiterverfolgten,
hat das Oberlandesgericht zuriickgewiesen, wobéi es in
den Griinden seines Beschlusses die sofortige Beschwerde
des Antragsgegners zu 2, sowelt sie sich gegen die Geneh-
migung der Auflassung an den Antragsteller rlchtete, als
unzuléissig bezeichnet hat, - Der Antragsgegner zu 1 ver-
folgt mit der Rechtsbeschwerde seine bisherigen Antrige
in vollem Umfange weiter; der Antragsgegner gu 2 er-
strebt dagegen mit der Rechtsbeschwerde mr eine Versa-
gung der Genehmlgung zur Auflassurig an.den Antragsteller,
hilfsweise Aufhebung des angefochtenen Beschlusses und
Surlickverweisung der Sache an das Beschwerdegericht. Der
.Antragsteller bittet um Zuriickweisung beider Rechtsbe-
schwerden,

1.

Die Rechtsbeschwerden konnten keinen Erfolg haben,

e o it S
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aus der Rechtsbeschwerdeschrlft vom 1,6.1951 weiter,
sondern stellt - entsprechend seiner Reéhtsbeschwerde-
begriindung - nur Antréige auf Versagung der Genehmigung
zur Auflassung an den Aﬁtragételler, un, wie ‘es am
SchluB des Haupt- wie des .Hilfsantrages heifit, demit

den Weg fiir eine Genehmigungserteilung zum Ubergabever-
" trag vom 25.2,1947 zugunsten des Antragsgegners zu 1
frei zu machen, Wemn sich die Rechtsbeschwerdebegriindung
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des Antragsgegners zu 2 auch mit der Frage einer Geneh-
migungserteilung zum Ubergabevertrag vom 25.2,1947 be-
faBt, so ist das doch nicht zum Gegenstand des Rechts-
beschwerdeantrags selbst gemacht worden (sie wiirde tibri-

'zens insoweit ebenfalls unbegriindet sein; vgl unter Nr 3).

In dem hiernach in Frage kommenden Umfang hat das
Beschwerdegericht dem Antragsgegner zu 2 das Beschwerde--
recht versagt und seine sofortige Beschwerde als unzulids-
sig bezeichnet, Es hat sie daher auch als hnzu18331g ver-
werfen wollen, wenn es das im entscheidenden Teil selbst
auch nicht besonders zum Ausdruck gebracht hat. Damit .
ist die Rechtsbeschwerde ohne weiteres zulédssig (§ 2
Abs 3 LVR). Sie ist aber nicht begriindet, weil das Be-
schwerdegericht die sofoftigé Beschwerde dieses Antrags-
gegners in diesem Umfange mit Recht als unzuléssig ange-
sehen hat. Nach stindiger Rechfépréchnng hat ein Ver-
tragsteil bei einem einfachen GrumdstiicksveriduBerungs-
vertrag wie auch bei einem Hofﬁbergabevertrag, um den
es sich bei dem Rechtsverh#ltnis nach dem rechtskraftl-.
cen Urteil im VorprozeB handelt, gegen die Genehmigungs-
erteilung kein Beschwerderecht (OGHZ 2 316 = RechtdLandw
1950, 14; BGHZ 1, 267 £ = RechtaLandw 1951,‘189 = nnotz
1951, 345; weiter Beschliisse des erkennenden Senats vom
20,11, und 11,12.1951, ¥ BLw 80/50 und 87/50) Die Aus--
flihrungen der Rechtsbeschwerde hlerzu bringen keine neuen
Gesichtspunkte. Ohne ‘rechtliche- Bedeutung ist der Hinweis
der Rechtsbeschwerde, fiir die Genehmlgung sei nicht das
Landw1rtschaftsgericht, sondern die Landwirtschaftsbe-
horde zustdndig; denn eine Genehmlgungsentscheldung des :
Landwirtschaftsgerichts kann mit dieser Begriindung nicht

.
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angefochten werden (BeschluB des erkennenden éenats vom
30.1,1951, V BLw 57/49, RechtdLandw 1951, 129 =
1951, 803},

Die Rechtsbeschwerde des Antragsgegners zu 2 war
daher als unbegriindet zuriickzuweisen.

- 2. Die sofortigé Beschwerde des Antragsgepgners zu 1,

soweit sie sich gegen die Genehmigung zur Auflassung
an den Antraggteller richtet, hat das Beschwerdegericht

_zwar als zu15831g, aber als unbegriindet angesehen., Es

ist davon ausgegangen, daB dieser Antragsgegner durch
eine Genehmigung der- Auflassung an den Antragsteller

in einem Recht unmittelbar beeintriéchtigt werde (§ 23.
Abs 2 LVO) und hat diese Rechtsbeeintrdchtigung aus dem.
von ihm mit dem Antragsgegner zu 2 abgeschlossenen Uber-
gabevertrag vom 25.2,1947 hergeleitet. Es hat. sich dabei
von der Erwigung leiten lassen, daB, weil es sich bei
der Genehmigung der Auflassung um die Genehmigung eines
Ubergabevertrages mit dem Antragsteller handle, die Be-
stimmung des Antragstellers durch den Antragsgegner zu
2.zum Hoferben mit dieser Genehmigung endgilltig rechts-
wirksam und 1nfolgedessen eine spédtere damit in Wider-
spruch stehende Bestimmung elneg‘andern Hoferben (des
Antragsgegners zu 1 durch den Vertrag vom 25.2.1947)
unwirksam werde. Der hier vorliegemde Fall sei insoweit
dem Fall rechtsiéhnlich, daB der Erblasser den Hoferben
in einem Erbvertrag bestimmt habe. Soweit das Hoferben-
recht des in dem. Erbvertrage eingesetzten Erben beein-
trédchtigt werden wiirde, sei eine spitere Verfiigung des
Erblassers von Todes wegen‘unwirksam {§ 2289 Abs 1
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Satz 2 BGB). Entsprechend werde daher auch hier die Be-
stimmung des Antragsgegners zu 1 zum Hoferben in dem ‘
Ubergabevertrag vom 25.2,1947 und damit dieser ganze
Vertrag unwirksam, wenn die vorherige Bestimmung des
Antragstellers zum Hoferben durch Erteilung der erfor-
derlichen Genehmigung zur Auflassung voll wirksem werde,
Der Antravsgegner zu 1 erleide daher durch die Erteilung
der Genehmigung zugunsten des.Antragstellers einen Rechts-
verlust.

Diese Erwdgungen des”Beschwerdegérichté fithren,
wlie der erkennende Senat in einem ahnllch gelagerten
Fall (V BLw 31/51 Beschl vom 15.1. 1952) bereits darge-
‘1egt hat, nicht su dem Ergebnis, das der Antragsgegner
zu 1 als in einem Recht beeintrichtigt angesehen werden .
kann, sondern ktnnen nur su dem gegenteiligen Ergebnis
fiihren, den Antragsteller als durch den spdteren Uber-
gabevertrag vom 25,2, 1947 in seinem Recht beelntrachtlgt
anzusehen, Im Vorprozef ist der Antragsgegner zu 2 auf
Grund einer von ihm bereits im Jahre 1945 vorgenommenen
Bestimmung des Antragstellers zum Erben des Hofes rechts-
kréftig zur Erfﬁllung des dadurch zugunsten’ des Antrag-
stellers rechtsverbindllch zustande gekommenen Ubergabe-
vertrages verurteilt; damit steht fest dag der Antrsdgs-
gegner zu 2 seit dem Jahre 1945 . zur Ubergabe des Hofes
an den Antragsteller verpflichtet ist. Seitdem hatte
der Antragsgegner zu 2 seln aus dem Vertrage vom 22,7,
1926 sich ergebendes (nach $ 1 Ahs 2 der 2, Kriegsver-~
einfachungsverordnung fir das Erbhofrecht vom 27,9.1944,
RGB1 I, 238 und § 7 Abs 1 H6feO auch gesetzlich nicht
beschraﬁktgs)Recht zur freien Bestimmung eines seiner
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Stiefsthne zum Erben des Hofes verbraucht und war sedit-
dem an diese Bestimmung gebunden, Er war seitdem recht-
lich gehindert, noch einen anderen seiner Stiefsthne zum
Zrben des Hofes zu bestimmen, wie das Beschwerdegericht
unter Hinweis auf die rechtséhnliche Lage beim Erbver~
trag (§ 2289 Abs 1 Satz 2 BGB). zutreffend hervorhebt.

Da der Antragsgegner. zu 1 nun etwaige Rechte aus dem
mit ihm ‘spdter am 25.2.1947 abgeschlossenen Uﬁergabgver-
trag nur als vom Antragsgegner zu 2 abgeleitete erheben
kann, kommt ihm insoweit gegeniiber dem Antragsteller
keine bessere Rechtstellung zu, als sie dem Antragsgeg-
ner zu 2 zustand und zusteht. Dleser kann aber elne
?echtsbeelntrachtlgung nicht geltend machen, er war und
ist seit dem Jahre 1945 verpflichtet, geinerseits alles
zur Herbelfﬁhrung einer Genehmigung zur Auflassung an
den Antragsteller zu tun, und hat vor allemikein Be-
schwerderecht gegen eine Genehmlgupgsertellung.(vgl oben

unter Nr 1). Daraus ergibt sich, daB durch eine Genehmi-~ -

gung der Auflassung an den Antragsteller ein Recht des
Antragsgegners zu 1 nicht unmittelbar beeintréchtigt

wird, wie es flir die Zuldssigkeit einer sofoiticen Be-,
schwerde nach § 23 Abs 2 LVO erforderlich 1st. Der Um-
stand, daB8 der Antragsgegqer zu 1 berelts am 26,6,1947
die Eintragung einer Vormerkung zur Sicherung seines

Auflassungsanspruchs aus dem Vertrage vom 25.2.1947 im’
Grundbuch (Abt IT Nr 1) erwirkt hat, der Antragsteller
dagegen erst am 4.7, 1947 auf @Grund einer elnstwelllgen'
Verfiigung zur Slcherung selnes Auflassungsanspruchs

eine Vormerkung sich hat elntragen 1aSSen kdnnen (Abt 11,

Ir 2), fihrt zu keiner anderen Beurteilung in der Prage
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einer Rechtsbeeintrédchtigung des Antragsgegners zu 1.

Denh insoweit wirkt sich eine Genehmigung im gegenwdr-
tigen Verfahren nur mittelbar, nicht aber unnittelbar

auf die Rechtstellung des Antragsgegners zu 1 aus.

Insoweit hdtte also das Beschwerdegericht die so-
fortige Beschwerde des Antragsgegners zu 1 ebenso wie
die des Antragsgegners zu 2 als unzuldssig verwerfen
miissen. Da es sie als unbegriindet zuriickgewiesen hat,
war die Rechtsbeschwerde des Antragsgegners zu 1 jetzt
mit der entsprechenden MaBgabe gzuriickzuweisen,

3. Da hiernach die sofortigen Beschwerden beider An-

tragsgegner gegen die Genehmigung der Auflassung an den

Antragsteller durch das Amtsgericht unzulﬁssig waren,

muB es insoweit bei der vom Amtsgericht ausgesprochenen

Erteilung der Genehmigung sein Bewenden heh@iten. Da-~
mit ist die Verurteilung des Antragsgegners zu 2 gur.

' Auflassung des Hofes an den Antragsteller und sur Vollw

ziehung des Ubergabevertrages'gn diesen endgiiltig recpté— -

verbindlich geworden, Aus dieser Rechtslage folgt ohne
weiteres die Unwirksamkeit.der Bestimmung des Antrags-
gegners zu 1 zum Hoferben durch den Ubergabevertrag vom
25.2,1947 und demit die Unwirksamkeit dieses genzen Ver-
trages, wie d1e Vorinstanzen zutreffend angenommen haben.
Der Vertrag vom 25.2. 1947 kann dsher nicht mehr geneh-
migt werden, Zwar 1st in einem Genehmigungsverfahren
grundsdtzlich nur “eine offen51cht11che Nichtigkeit des

. zu genehmigenden Vertrages gu berucksichtlgen (BGHZ 1,
121 ff /1247 = RechtdLandw 1951, 129 = DNotZ 1951, 343).
Das schlieBt aber nicht aus, die Nichtigkeit und damit-
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auch die Unwirksamkeit zu beriicksichtigen, wenn sich
diese aus einem mit dem betreffenden Genehmigungsver-
fahren verbundenen weiteren Verfahren ergibt (BeschluB
des erkennenden Senats vom 12,6,1951, V BLw 37/50;
RechtdLandw.1951, 252), wie das hier der Pall ist. So-
weit der Antragsgegner zu 1 mit der Rechtsbeschwerde
die Genehmigung des Ubergabevertrages vom 25.2.1947
weiterverfolgt, war sie.daher als junbegriindet zuriick-
zuweisen,

4. Auf die auch noch im Rechtsbéschwerdeverfahren
wiéderholten, durch Hinweise auf d&ie kritische Bespre-
chung in JRdsch 1950, 722/23 unterstiitzten Angriffe
gegen die Richtigkeit der Urteile des Oberlandesgerlchts
und des Obersten Gerichtshofs’ fiir die Britische Zone im .
VorprozeB kommt es nach alledem nicht an. Auf sie kann
schon deswegen nicht eingegangen werden, weil ein rechts-
kréftiges Urteil nur unter ganz besonderen gesetzllchqg\
bestimmten Voraussetzungen in seinem Bestande erschiit—
tert werden kann, und dann auch nur in einem besonders
dafiir vorgesehenen Verfahren (zB nach § 757 oder §§ 578
ff ZP0). Keine dieser Voraussetzungeh ist hier nach dem
eigenen Vortrag der Antragsgegner ‘gegeben.. o

Nach § 10 LVR in Verbindung mit §§ 42, 43, 50 LVO
haben die Rechtsbeschyerdefﬁhrer dle Kosten ihrer er-
folglosen Rechtsmittel zu tragen. Nach § 51 LVO war ih-
nen auch die Erstattung der dem Antragsteller auBerhald
des Rechtsbeschwerdeverfahrens entstandenen Xosten auf~

-

.
. ""-'.}‘.“"l - L



Nersr

Co aen nps e e

-1l -

zuerlegen,

Dr. Hiickinghaus Dr.Tasche

Pritsch

Dr,

. .;.....,.:
o IR M Tl A5 W e AR 25 NP AT i, e g
v, s v 5 e g g e ar e s e Ae T Nw e e Y
. . . ‘ T M .’

i

—-— -,

BRI 2 e

T

NIRRTYVRY

ORI ..u.uﬁ..f.nl.wiif&&!i?h e 4 T VY

S e ars o



	rechtigt.	\

	ü (-Ulf

	““SJLsn.rV MUt- ÄyÄ&^.ra.tOteer,

	gegen




